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21.02.2019 Erörterungstermin Rinderberg, HDH 

Az. 82/8604.11-LK HDH-46 

 

Protokoll 

 

Teilnehmer: 

 Name Institution Kontakt 

1 Eichler, Dr. Barbara  HPC AG Barbara.Eichler@hpc.ag 

2 Dernai, Günter  HPC AG Guenter.Dernai@hpc.ag 

3 Schappert, Matthias RP Tübingen, Ref. 82 Matthias.Schappert@rpt.bwl.de 

4 Plate, Marieke RP Tübingen, Ref. 82 Marieke.Plate@rpt.bwl.de 

5 Müller, Tom RP Tübingen, Ref. 82 Tom.Mueller@rpt.bwl.de 

6 Ulbert, Juliane Gemeinde Nattheim Juliane.Ulbert@nattheim.de 

7 Schall-Uhl, Stefani Stadträtin HDH B90/Grüne schalluhl@hotmail.com 

8 Lude, Rahel UFB HDH R.Lude@landkreis.heidenheim.de 

9 Hagmeier, Hans UNB HDH H.Hagmeier@landkreis.heidenheim.de 

10 Kräutle, Peter Stadt HDH, Baurecht Peter.Kraeutle@heidenheim.de 

12 Profendiener, Swen Stadt HDH, Liegenschaften Swen.Profendiener@heidenheim.de 

13 Lahr, Bernd Stadt HDH, Stadtplanung Bernd.Lahr@heidenheim.de 

14 Käpplinger, Ralf Stadt HDH, Stadtplanung Ralf.Kaepplinger@heidenheim.de 

    

 

1. Begrüßung der Anwesenden durch Herrn Lahr. 

2. Herr Schappert erläutert die Notwendigkeit des Verfahrens und den bisherigen 

formalen Ablauf des UVP-Verfahrens. 

3. Frau Dr. Eichler stellt das Vorhaben und die wichtigsten Inhalte des UVP-

Berichtes stichpunktartig vor. 

4. Diskussion der eingegangenen sechs Stellungnahmen (alle Inhalte der 

Stellungnahmen, Hinweise der Teilnehmer und Endabwägung der 

Körperschaftsforstdirektion am Ende dieses Protokoll angefügt). 

 

Die wichtigsten Diskussionsbeiträge/-Ergebnisse in Kurzform: 

a. Ersatzaufforstungsflächen 

Herr Profendiener bestätigt, dass die bereits im Rahmen des UVP-

Berichtes vorgeschlagenen Ersatzaufforstungsflächen gesichert sind. 

b. Vogelnistkästen 

Herr Hagmeier regt an, dass zwei der Vogelnistkästen einen 

Fluglochdurchmesser von ca. 26 mm und vier Vogelnistkästen 

mailto:Marieke.Plate@rpt.bwl.de
mailto:Tom.Mueller@rpt.bwl.de
mailto:Swen.Profendiener@heidenheim.de
mailto:Bernd.Lahr@heidenheim.de


2 
 

Durchmesser von ca. 32 bis 34 mm aufweisen sollten.  

 

c. geeignete Fledermauskästen 

Herr Hagmeier gibt seine fachliche Einschätzung zu den beiden 

vorgeschlagenen Varianten für Fledermauskästen ab: aufgrund der 

nachgewiesenen Fledermausarten sind Flachkästen oder 

Spaltenkästen (je nach Verfügbarkeit) zu verwenden, da die im Gebiet 

vorkommenden Fledermausarten eher glatte/linienartige Strukturen 

bevorzugen. Rundkästen sind aus Sicht der UNB nicht geeignet. 

 

d. Anbringung und Reinigung von Vogelnistkästen und Fledermauskästen 

Die möglichen Anbringungsorte in den angrenzenden Waldbeständen 

sind im Vorfeld mit dem Waldeigentümer abzustimmen und sinnvolle 

Anbringungsorte bspw. mit Herrn Schmid abzustimmen. 

Herr Schappert merkt an, dass die Stadt die Reinigung der Nistkästen 

und Fledermauskästen vertraglich zu sichern hat und die Kästen 

zeitnah (wie in dem UVP-Bericht benannt) in den angrenzenden 

Beständen anbringen muss. 

 

e. geplante Maßnahmen in angrenzenden Waldbeständen 

Frau Lude weist darauf hin, dass sämtliche, den angrenzenden Wald 

geplante Maßnahmen im Vorfeld mit dem Waldeigentümer (hier: 

Staatswald) abzustimmen sind.  

Ebenfalls weist sie darauf hin, dass die im UVP-Bericht angedachte 

Zäunung des Flurstücks Nr. 2754/1 mit Bauzäunen zum Schutz der 

angrenzenden Waldbestände nicht sinnvoll ist (Bäume fallen im Zuge 

der Hiebsmaßnahme auf Zaun, Maschinen müssten Zaun bei jeder 

Gasse öffnen und wieder schließen, vorhandene Wege schließen direkt 

an das betreffende Flurstück an).  

 

Ergebnis der Diskussion: Da die Holzernte durch die UFB pfleglich 

durchgeführt wird und landeseigene Waldflächen angrenzen, sind 

durch die Hiebsmaßnahme keine Schäden am angrenzenden Bestand 

zu erwarten (Voraussetzung: Hiebsfläche ist im Vorfeld im Gelände 

eindeutig markiert). 

 

 

gez. Plate 

 

Bebenhausen, 21.02.2019 

Körperschaftsforstdirektion Tübingen 
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Träger/Stellungnahme Anmerkungen bzw. begründete Bewertung der 
Körperschaftsforstdirektion 

IHK Ostwürttemberg, 18.12.2018  

begrüßt die Ausweisung des Gewerbegebiets und die damit 
verbundene Umwandlung des Walds ausdrücklich; kein Anlass 
für Änderungs-/Ergänzungswünsche 
 

Kenntnisnahme. 

Stadt Heidenheim, 18.12.2018  

Keine Einwände gegen die Waldumwandlung 
 

Kenntnisnahme. 

LNV AK Heidenheim/NABU-Kreisverband Heidenheim, 
05.01.2019 

 

Die vom Gutachterbüro vorgeschlagenen Ausgleichs- bzw. 
Minderungsmaßnahmen werden von Seiten der 
Naturschutzverbände weitgehend unterstützt. 
 
Die Vorgabe für abgeschirmte, insektenfreundliche Lampen ist 
als Nebenbestimmung in die Baugenehmigung aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
Die notwendigen Baumfällarbeiten sind bis Ende Februar 
abzuschließen. 
 
 
Darüber hinaus schlagen die Gutachter vor 6 Fledermauskästen 
(2 Rundkästen, 4 Spaltenkästen) und 6 Nisthilfen für Vögel 
aufzuhängen. Die Nisthilfen für Vögel werden so unterstützt, es 
muss allerdings auch die dauerhafte Betreuung der Kästen 
sichergestellt werden. Wir schlagen vor, dies mit dem 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kein Bestandteil der Zulassungsentscheidung, da es sich bei der 
Umwandlungsgenehmigung und dem nachfolgenden Vorhaben um 
zwei rechtlich voneinander unabhängige Verfahren handelt. Die 
Vorgabe einer insektenfreundlichen Beleuchtung ist für daher für das 
Baugenehmigungsverfahren ggf. relevant 
 
 
Wird berücksichtigt.  
Der Zeitraum ist im UVP-Bericht genannt und wird in die 
Umwandlungsgenehmigung als Nebenbestimmung aufgenommen. 
 
Wird berücksichtigt. 
Das Aufhängen und die vertragliche Absicherung der Betreuung der 
Vogelnisthilfen und Fledermauskästen werden als Auflage in die 
Umwandlungsgenehmigung aufgenommen. 
Im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde beim 
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Träger/Stellungnahme Anmerkungen bzw. begründete Bewertung der 
Körperschaftsforstdirektion 

ehemaligen Naturschutzbeauftragten, Hans Schmid, 
abzustimmen, der im Umfeld der Eingriffsfläche bereits eine 
größere Zahl an Nistkästen betreut. 
Das Aufhängen von Rundkästen für die gefunden 
Fledermausarten Zwergfledermaus, Kleine Bartfledermaus, 
Breitflügelfledermaus ist nicht zielführend, da diese Arten solche 
Kastentypen selten oder gar nicht annehmen. Wir empfehlen 6 
Fledermausbretter an Hochständen oder in der Nähe der 
Eingriffsfläche befindlichen Hütten bzw. Gebäuden im 
angrenzenden Wald aufzuhängen. Alle drei Fledermausarten 
suchen derartige Strukturen gezielt ab und nehmen solche 
Quartiere gut an. Zu empfehlen sind hierzu die Flachkästen der 
Firma Strobel oder der Firma Schwegler. 
 
Unbefriedigend ist die gutachterliche Empfehlung zur 
Umsetzung der Aufforstungspflicht nach dem Landeswaldgesetz 
Baden-Württemberg. Da entsprechend große 
Aufforstungsflächen ortsnah nicht vorhanden sind, soll die 
Aufforstung von 9,3 ha in der „Großlandschaft Schwäbische Alb“ 
erfolgen. 
 

Landratsamt Heidenheim wird festgelegt: 
Vogelnistkästen: 2 Stück mit Einfluglöcher ca. 26 mm und 4 Stück mit 
Einfluglöcher ca. 32-34 mm 
Fledermauskästen: nur Spaltenkästen oder Flachkästen, 
entscheidend ist kurzfristige Liefermöglichkeit 
Anbringung der Nisthilfen zeitnah noch vor Beginn der Brutsaison 
erforderlich, daher Abstimmung mit NABU oder ehemaligem 
Naturschutzbeauftragtem wie vorgeschlagen. 
Die Anbringungsorte der Kästen sind mit der unteren Forstbehörde 
Landratsamt Heidenheim abzustimmen. 
 
 
 
 
Das LWaldG verlangt einen vollumfänglichen Ausgleich des Eingriffs. 
Dieser gelingt mit entsprechenden Ersatzaufforstungen am besten, da 
alle Waldfunktionen neu geschaffen werden können. Andere 
Maßnahmen gleichen dagegen nur einzelne betroffene Funktionen 
aus. 
Das LWaldG spricht von einer Ersatzaufforstung „in der Nähe“. Die 
Öffnung dieser Forderung analog naturschutzrechtlichem Ausgleich 
(Naturraum oder benachbarter Naturraum 3. Ordnung) ist der 
Tatsache geschuldet, dass der Druck auf die landwirtschaftliche 
Fläche vermindert werden soll, da es mit der Öffnung gelingt, 
Erstaufforstungen auf freiwilliger Basis als Ersatzmaßnahmen 
anzuerkennen (Waldausgleichsbörse). 
Die Darstellung der Aufforstungsflächen ist das Ergebnis einer 
umfangreichen Recherche durch die Stadt Heidenheim und wurde mit 
der Körperschaftsforstdirektion abgestimmt. 
Die vertragliche Sicherung der Flächen steht kurz vor Abschluss. 
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Träger/Stellungnahme Anmerkungen bzw. begründete Bewertung der 
Körperschaftsforstdirektion 

Die Naturschutzverbände schlagen hier eine andere 
Vorgehensweise vor. Im Kreis Heidenheim, darauf weisen die 
Gutachter zu Recht hin, gibt es 60% Waldflächenanteil. Es fehlt 
allerdings trotz richtiger Weichenstellungen über das Alt- und 
Totholzkonzept an naturnahen Waldbeständen.  
 
Daher könnte naturschutzfachlich viel mehr erreicht werden, 
wenn ortsnah 9,33 ha Wald als Waldrefugium ausgewiesen 
würden oder über ein Lichtwaldartenkonzept entwickelt würde. 
Damit würde zwar der reine Eingriff in den Wald nicht 
flächenmäßig kompensiert, aber naturschutzfachlich ein 
wirksamer Beitrag zur Aufwertung von Waldbeständen erreicht. 
Die Naturschutzverbände bitten die Genehmigungsbehörden 
hier ihr Ermessen zu nutzen und diese Vorgehensweise zu 
unterstützen. 
Sofern die Ausgleichsmaßnahmen entsprechend den obigen 
Ausführungen umgesetzt werden, ist aus Sicht der 
Naturschutzverbände die beantragte Waldumwandlung möglich. 
 

Zur Klarstellung 
 - Waldanteil Stadt HDH – 60 % 
 - Waldanteil LK HDH – 43 % 
 
 
 
Wird nicht berücksichtigt. 
Die naturschutzfachliche Aufwertung von Waldbeständen durch eine 
Ausweisung eines Waldrefugiums oder eines Lichtwaldartenkonzeptes 
steht fachlich außer Frage. Ein solcher Ausgleich stellt aber nur eine 
Teilkompensation entfallender Waldfunktionen dar, nämlich der 
ökologischen Funktion, die im vorliegenden Fall (Betroffenheit 
mittelalter Fichtenbestände) nicht namhaft betroffen ist. 
Mit den Vorschlägen vergleichbare Auflagen sind dort durchaus 
üblich, wo hohe naturschutzfachliche Betroffenheiten gegeben sind. 
Die Stadt Heidenheim hat im Zuge der Forsteinrichtung beschlossen, 
ein entsprechendes Alt- und Totholzkonzept aufzustellen, was bei 
entsprechender Betroffenheit ökologisch hochwertiger Waldbestände 
in Zukunft Ausgleichsmöglichkeiten schafft. Dies ist grundsätzlich zu 
begrüßen. Dem vorgebrachten Ansinnen, einen naturschutzfachlich 
wirksamen Beitrag zur Aufwertung „regionaler/lokaler“ Waldbestände 
zu leisten, wird damit auch unabhängig von der aktuellen 
Waldumwandlung Rechnung getragen. 

Herr Mente, ehrenamtlicher Naturschutzbeauftragter, 
08.01.2019 

 

Befürwortet den Ansatz des LNV, beim Fehlen geeigneter 
Ersatzaufforstungen entsprechend große Waldrefugien 
auszuscheiden, und führt die Vorteile auf.  
Der Freikauf über eine Walderhaltungsabgabe jedoch nützt dem 
örtlichen Naturschutz ebenso wenig. 

Argumentation siehe oben. 
 
 
Die Festsetzung einer Walderhaltungsabgabe wie für die bereits 2000 
genehmigte Fläche von 4,11 ha hat grundsätzlich keinen positiven 
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Träger/Stellungnahme Anmerkungen bzw. begründete Bewertung der 
Körperschaftsforstdirektion 

 
 
Bitte: Prüfen, ob in der Sondersituation der Genehmigung o.g. 
Umwandlung auf der Heidenheimer Gemarkung nicht eine 
Kombination von Walderhaltungsabgabe nach § 8, Abs. 4 und 
Ausweisung eines Waldrefugiums möglich ist. 
 

Effekt für örtliche Naturschutzüberlegungen, da die Verwendung 
reglementiert ist und eine landesweite Nutzung möglich ist. 
Der forstrechtliche Ausgleich lässt sich über die Waldausgleichsbörse 
als Ersatzaufforstungen umsetzen, somit scheidet eine 
Walderhaltungsabgabe (ultima ratio, wenn kein naturaler Ausgleich 
möglich) von vorneherein aus. 
Die Prüfung des Anliegens kommt unter Bezugnahme auf die 
Hinweise des LNV/NABU (s.o.) zu dem Ergebnis, dass ein Mix aus 
Walderhaltungsabgabe und Stilllegung von Waldrefugien im 
vorliegenden Fall nicht zielführend ist, da der Eingriff wie oben 
dargelegt nicht in naturschutzfachlich hochwertigen Flächen erfolgt. 
Weitere Argumentation ebenfalls siehe oben: Das LWaldG verlangt 
einen vollumfänglichen Ausgleich des Eingriffs. Dieser gelingt mit 
entsprechenden Ersatzaufforstungen am besten, da alle 
Waldfunktionen neu geschaffen werden können. Andere Maßnahmen 
gleichen dagegen nur einzelne betroffene Funktionen aus. 
 

RP Stuttgart, Abteilung Umwelt, 16.01.2019  

Naturschutzgebiete sowie Flächen des Artenschutzprogramms 
Baden-Württemberg sind von dem Vorhaben nicht betroffen.  
 
Die weitere naturschutzfachliche Beurteilung sowie die 
artenschutzrechtliche Prüfung (ggf. inkl. der CEF-Maßnahmen) 
gem. §§ 44 ff BNatSchG obliegen grundsätzlich zunächst der 
unteren Naturschutzbehörde. Nur dann, wenn für streng 
geschützte Tier- und Pflanzenarten eine Ausnahme nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 BNatSchG 
erforderlich ist, bedarf es eines Antrags an das 
Regierungspräsidium (Referat 55). Gleiches gilt, wenn es 
sowohl für streng als auch für nicht streng geschützte Arten 

Kenntnisnahme. 
 
 
Keine Betroffenheit streng geschützter Arten - es ist keine Ausnahme 
oder Befreiung erforderlich. 



7 
 

Träger/Stellungnahme Anmerkungen bzw. begründete Bewertung der 
Körperschaftsforstdirektion 

einer Ausnahme oder Befreiung bedarf. 

 

Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau, 16.01.2019 

 

Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des 
LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotechnischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros.  
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden 
geotechnischen Hinweise in die Planunterlagen:  
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB 
vorhandenen Geodaten im Ausstrichbereich der Gesteine der 
Mergelstetten-Formation (Oberjura), welche im nördlichen und 
westlichen Randbereich des Plangebietes von der tertiären 
Oberen Süßwassermolasse und im südlichen Randbereich des 
Plangebietes von dem tertiären OSM-Glimmersand mit jeweils 
Mächtigkeiten von bis zu wenigen Metern überlagert werden.  
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, 
Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Nach 
Interpretation des hochauflösenden Digitalen Geländemodells 
befinden sich innerhalb des Plangebietes einige 
Verdachtsflächen für Karstobjekte. Eine Gefahrenhinweiskarte 
(insbesondere bezüglich eventueller Massenbewegungen und 
Verkarstungsstrukturen) kann, nach vorheriger - für Kommunen 
und alle übrigen Träger Öffentlicher Belange gebührenfreier - 
Registrierung, unter http://geogefahren.lgrb-bw.de/ abgerufen 

 
Die Hinweise sind für die Waldumwandlung nicht von Bedeutung; 
Kenntnisnahme. 
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werden.  
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die 
Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der 
Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von 
Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu 
Fundamenten zu achten.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren 
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter 
Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen. 
Boden  
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 
Mineralische Rohstoffe  
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
Grundwasser  
Auf die Lage des Planungsgebietes innerhalb der Zone III des 
Wasserschutzgebietes "Fassungen im Brenztal" (WSG-Nr.: 
135001) wird hingewiesen. Die Schutzfunktion der 
Grundwasserüberdeckung im Bereich oberflächennah 
auftretender Gesteine des Oberjuras ist gering bis sehr gering.  
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Anhörung als 
Träger öffentlicher Belange keine Überprüfung vorgelegter 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
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Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt.  
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum Planungsvorhaben keine 
die o. a. Ausführungen ergänzende Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen.  
Bergbau  
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine 
Einwendungen.  
Geotopschutz  
Im Bereich der Planfläche sind Belange des 
geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert.  
Allgemeine Hinweise  
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem 
bestehenden Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die 
am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, 
welches im Internet unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver 
Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

Ergänzungen aus Erörterungstermin 21.02.2019  

Untere Forstbehörde Landratsamt Heidenheim: 
Rodungsfläche soll laut UVS mit Zaun abgegrenzt werden. 
Praktisch kaum machbar, da bei Holzeinschlag hinderlich. 

Wird berücksichtigt. 
Die Abgrenzung der Umwandlungsfläche muss durch entsprechende 
Markierungen gut erkennbar sein, ein Bauzaun ist im Zuge der 
Holzerntearbeiten nicht erforderlich. Der Schutz der umliegenden 
Waldflächen ist durch Beachtung der Markierungen zu gewährleisten. 
Eine diesbezügliche Nebenbestimmung wird die 
Umwandlungsgenehmigung aufgenommen. 

 


